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Verkündet 

am 22.Januar 1963 
Oechsler, Just.Angest. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
$

In der PatentverletzungsSache 
des Karl S t WtEt&f Alleininhabers der Firma Karl S
Ii^ü^^^mPl^festf • , BflNtr&ße 9 )

Klägers und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

gegen 
»Werke GäibH, , vertreten durch 

und Hans Rufl
die Firma Stei
ihre Geschäftsführer Br.Josef v««* ««««o

Beklagte und Revisionsbeklagtet
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt DrJ
hat der Ia-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 22. Januar 1963 unter Hitwirkung 
des Senatspräsidenten Dr.Nastelski und der Bundesrichter 
Dr.Bock, Dr«Löscher, Dr.Spengler und Claßen

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 27« März 1961 wird auf Koston 
des Klägers zurückgewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger ist eingetragener Inhaber des auf Grund des 
Ersten Überleitungsgesetzes vom 8. Juli 1949 mit Wirkung 
vom 6. Juni 1950 erteilten Patents 845 624 betr. Verfahren 
und Einrichtung zur Herstellung von Leichtbauplatten od.dgl.. 
Per Hauptanspruch 1 und die für den vorliegenden Rechts­
streit in Betracht kommenden UnterauSprüche 4» 5» 10, 12,
14 bis 16 des Patents haben folgenden Wortlaut:

1. Verfahren zur Herstellung von Leichtbauplatten 
od.dgl. aus Holzwolle, Torffasern oder sonsti­
gem Fasermaterial und Zement, wobei die Plat­
ten unter Verwendung eines aus Füll rahnen und 
Preßform bestehenden Füllkasteno in einer 
Presse geformt und die Preßformon dann auf­
einander ge stapelt werden, dadurch gekennzeich­
net, daß die Pressung durch Anhoben des den 
Füllkasten tragenden Pressentioches nach oben 
entgegen einem feststehenden Preßotempol er­
folgt, wobei dieser durch den Füllrahmen hin­
durch in die Form eindringt und der FUllrahmen 
nach Beendigung des Preßvorgango auf dem Preß- 
stempel festgehalten, vorzugsweise auf diesen 
hochgezogen v/ird, worauf der Prosoentioch mit 
der die gepreßte Platte enthaltenden Preßform 
in seine Ausgangsstellung zurückgeführt v/ird»

4. Verfahren nach einem der vorhergehenden Ansprü­
che, dadurch gekennzeichnet, daß die aus der 
Presse kommenden Formen mit den in ihnen ent­
haltenen gepreßten Platten unter Belastung 
durch ein Gewicht aufeinandorgeetnpolt werden.

5. Verfahren nach Anspruch 4, dadurch gekennzeich­
net, daß eine neu hinzukoromende Form unter
das Gewicht bzw. unter diesem befindliche, 
vorher gestapelte Formen gefahren wird und die 
Formen mit dem auflastenden Gewicht jeweils 
um eine Formhöhe gehoben werden.

10. Vorrichtung zur Ausführung des Verfahrens nach 
einem der Ansprüche 1 bis 5» gekennzeichnet 
durch einen oder mehrere, zum Halten bzw. An-
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heben einer eine Rohplatte enthaltenden Form 
geeignete Tische, die, vorzugsweise hydrau­
lisch, heb- und senkbar eingerichtet sind, und 
ein über diesen Tischen angeordnetes heb- und 
senkbares Gewicht von größeren Querschnitt 
als das lichte Maß der formen.

12«Vorrichtung nach Anspruch 10 oder 11, dadurch 
gekennzeichnet, daß unterhalb des heb- und 
senkbaren Gewichts angreifende Festhaltevor- 
richtungen vorgesehen sind, die einen Form­
kasten oder einen Stapel von Formkästen gegen 
das von oben auflastende Gewicht halten, die 
aber das Zubringen eineB weiteren Formkastens 
von unten her gegen den Druck des auflastenden 
Gewichts zulassen«

14. Vorrichtung nach einem der Ansprüche 10 bis 13, 
dadurch gekennzeichnet» daß am Rahnengestell 
oder einem damit verbundenen Teil schwenkbare 
Hebel angebracht sind, die den untersten Form­
kasten eines Stapels haltende und diesen vor­
zugsweise umgreifende Enden odor Fortsätze 
aufweisen*

15. Vorrichtung nach Anspruch 14, dadurch gekenn­
zeichnet, daß die den untersten Formkasten 
haltenden Tragarme mit dem einen Ende nach 
Art eines Gehänges am Rahmengestell aufge­
hängt sind.

•vs>

16« Vorrichtung nach Anspruch 12 bis 15, dadurch 
gekennzeichnet, daß die Festhaltevorrichtungen 
oder Tragarme so eingerichtet sind, daß sie 
beim Zubringen eines neuen Formkastens von 
unten her den biahor gehaltenen Formkasten 
freigeben und den neu zugebrachten Formkasten 
fassen.

Der Kläger schloß am 28« August 1951 mit der Firma 
RhflP»EQPLWerk Gebr. KflBF in D a h e i  einen
Lizenzvertrag über das Patent. Dieser Vertrag wurde am 
31. März 1955 beendet. Im August 1957» also nach Beendigung 
des Lizenzvertrages, lieferte das Rh^Bh»B®l-Werk an die
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Beklagte eine Stapelpresse für Leichtbauplatten, wie eie in 
Anlage 2 zur Klage zeichnerisch dargestellt ist (Hülle Bl.8)* 
Die Beklagte benutzt diese Dresse gev/orbsmäßig. Die Formen 
mit den in ihnen enthaltenen Blatten werden in die Stapol- 
presse einzeln von unten mittels eines hydraulisch zu betä­
tigenden Stempels eingeschoben. Auf den Formen ruhen ein 
besonderes heb- und senkbares Gewicht sowie die vorher ein­
geschobenen Formen; das Gewicht und die vorher eingeschobenen 
Formen werden beim Einschieben der nächsten Form hochge­
drückt .

Der Kläger ist der Auffassung, daß die an die Beklagte 
gelieferte und von dieser gewerbsmäßig benutzte Stapelpreese 
die Ansprüche 4, 5, 10, 12, 14 his 16 des Klagepatents ver­
letzt. Er hat daraufhin im Verfahren 4 0 352/57 des Landge­
richte Düsseldorf die Firma Rh^p-E^^-Werk und im vorliegen­
den Verfahren die Beklagte wegen Lizenzverletzung in Anspruch 
genommen. Im vorliegenden Verfahren hat er beantragt,

I. die Beklagte zu verurteilen,

1. es zu unterlassen, Vorrichtungen zur Herstel­
lung von Leichtbauplatten gewerblich horzu- 
stellen, feilzuhalten, in den Verkehr zu 
bringen oder zu gebrauchen, mit deren Hilfe 
die geformten Platten in der Weise aufeinnn- 
dergestapelt werden, daß die herankommenden 
Formen mit den in ihnen enthaltenen vorge­
preßten Platten durch einen Tisch, der zum 
Halten und Anheben einer eine Bohplatte ent­
haltenden Form geeignet ist und sich heben 
und senken läßt, unter Belastung durch ein 
heb- und senkbares Gewicht aufeinendergosta­
pelt werden und jede neu hinzukommende Form
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unter das Gewicht, oder - wenn schon Platten 
unter dem Gewicht liegen - unter die vorher 
gestapelten Formen gefahren wird und die 
Formen mit dem auflastenden Gewicht jeweils 
um die Höhe einer Form gehoben werden (Patont
845 624 Anspruch 10),

«;. '

insbesondere, wenn unterhalb des heb- und 
senkbaren Gewichts angreifende Festhaltevor­
richtungen vorgesehen sind, die einen Form­
kasten oder einen Formkasten-Stapel gegen das 
von oben auf lastende Gewicht halten, aber das 
Zubringen eines weiteren Formkastens von un­
ten her gegen den Druck des auflastenden Ge­
wichts zulassen (Patent 845 624 Anspruch 12), 
oder

wenn am Rahmengestell oder einem damit verbun­
denen Teil schwenkbare Hebel angebracht sind, 
die den untersten Formkasten eines Stapels 
haltende und diesen vorzugsweise umgreifendo 
Fortsätze aufweisen (Patent 845 624 Anspruch 
14), oder

wenn die den untersten Formkasten haltenden 
Tragarme mit ihrem einen Ende nach Art eines 
Gehänges am Rahmengestell aufgehängt sind 
(Patent 845 624 Anspruch 15), oder

wenn die Feethaltevorrichtungen oder Trag­
arme so eingerichtet sind, daß sic beim Zu­
bringen eines neuen Formkastens von unten 
her den vorher eingebrachten Formkasten
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freigeben und den neu zugebrachten Form­
kasten fassen (Patent 845 624 Anspruch 16);

2. dem Kläger Rechnung zu legen, in welchem Um­
fange die Beklagte den unter I Ziffer 1 ge­
nannten Verpflichtungen zuwidergehnndolt hat, 
wobei auch die Stückzahlen, Lieferzeiten, 
Empfänger und Preise der Platten anzugoben 
sind, die die im Klageantrag I Ziffer 1 
geschilderten Vorrichtungen durchlaufen ha­
ben;

II. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
dem Kläger allen Schaden zu ersetzen, der ihm 
durch die von der Beklagten begangenen Zuwider­
handlungen gegen die unter I Ziffer 1 genannten 
Verpflichtungen entstanden ist und noch erwachson 
kann.

Die Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt. Sie hält 
das Klagepatent, soweit die angegriffene Ausführungsform 
davon Gebrauch mache, nicht für schutzfähig. Im übrigen habe 
die Firma Kh^p-Efl^-Werk dem Kläger über die an sie gelie­
ferte Anlage Rechnung gelegt und dafür eine Lizenzgebühr ge­
zahlt; die Benutzung durch 3ie, die Beklagte, sei daher in 
jedem Fall rechtmäßig.

Bas Landgericht hat dem Unterlassungsantrag und dem An­
trag auf Feststellung der Schadenersatzpflicht der Beklagten 
in beschränktem Umfange stattgegeben und im übrigen die 
Klage abgewiesen. Bas Berufungsgericht hat die Berufung des 
Klägers zurückgewiesen und auf die Anschlußberufung der 
Beklagten die Klage in vollem Umfang abgewiesen.
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Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihre Klagan­
träge weiter., Die Beklagte bittet um Zurückweisung der 
Revision.

Entsoheidungsgründe:
Das Klagepatent befaßt sich mit der Herstellung von 

Leichtbauplatten, Hartfaserplatten od.dgl.. Dieses Verfahren 
besteht aus zwei aneinander anschließenden Abschnitten, dem 
Vorpreßverfahren* . (Patentschrift S. 1 Z. 14 - 30) und dem 
Stapelverfahren (Patentschrift S. 1 Z. 30 - S. 2 Z. 5). 
Während die Ansprüche 1 bis 3 des Klagepatents diese 
Verfahren betreffen, beziehen sich die Ansprüche 6 bis 16 
auf Vorrichtungen, die der Ausübung der genannten Verfahren 
dienen.

Die Beklagte macht von dem Vorpreßverfahren und don 
dazu verwendeten Mitteln keinen Gebrauch. Pür den vorliegen­
den Rechtsstreit kommt nur die Benutzung der zweiten Ver­
fahrensstufe, des Stapelverfahrene, in Betracht. Dieses 
Verfahren und die ihm dienenden Vorrichtungen sind sämtlich 
Gegenstand von UnteransprUchen (4, 5, 10, 12, 14 - 16).
Hach der Passung der Patentansprüche wird für das Stapel­
verfahren stets nur in Verbindung mit dem Vorpreßverfahren 
Schutz gewährt. Bei dem Stapelverfahren und den diesem 
Verfahren dienenden Vorrichtungatoilen handelt es sich also 
um Unterkombinationen, deren selbständige Schutzfähigkeit 
im Verletzungsprozeß geprüft werden kann.

Das Landgericht hat den Ansprüchen 4 und 3, soweit sie 
sich auf das Stapelverfahren beziehen, selbständigen Schutz 
versagt, dagegen der Stapelvorrichtung insoweit Brfindungc-
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P

qualitat zuerkannt« als sie im Gegensatz zu den vorbekann.. 
ten Einrichtungon die Möglichkeit biete, den ganzen Stapel 
der Formkästen zu umgürten und dadurch weiter unter Preß- 
druck zu halten, wenn das Gewicht nicht mehr auf dem Stapel 
auflaste, und anschließend den gesamten Stapel auf einmal 
aus der Presse herauszuführen«

Wegen einer erst im Berufungsrechtszug behaupteten 
und festgestellten Yorbenutzung einer Stapelpresse in 
Dülken (1946 bis 1950) hat das Berufungsgericht nicht nur 
das in den Ansprüchen 4 und *5 gekennzeichnete Stapelver­
fahren, sondern auch die in den Ansprüchen 10, 12, 14 bis 
16 gekennzeichneten Vorrichtungen, soweit sie das Stapel- 
verfahren betreffen, als völlig vorweggenommon gewertet 
(hierzu Konstruktionszeichnung Anlage Ax 1 mit Beschreibung 
des Ingenieurs Anlage Ax 2 in Hülle Bl .177; .
Fotografien in Hülle Bl. 222 GA und in Hülle Bl. 272 der 
Beiakten 4 0 352/57)«

Soweit das Berufungsgericht auf Grund der Beweisaufnah­
me, insbesondere auf Grund der Aussagen der Zeugen S f l H B  
und Wüfl^p fostgestellt hat, daß die im Betriebe des 
3fr* ln ln den Jahren 1946 bis 1950 benutzte
Leichtbauplattenpresse bereits alle nach dem Klögepatent 
für das Stapelverfahren als erfindungswesentlioh bezeich­
net an Merkmale auf gewiesen hat, v/erden von der Revision 
keine Rügen erhoben.

Bine neuheitsschädliche Yorwegnahme setzt nach § 2 
Satz 1 PatG weiter voraus, daß die Vorbenutzung so offen­
kundig war, daß danach eine Benutzung durch andere Sachver­
ständige möglich war. Die Revision wendet sich gegen das
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Berufungsurteil nur insoweit» als es auch diese Vorausset­
zungen für gegeben erachtet hat«

Bas Berufungsgericht geht davon aus, daß zwar an den 
Nachweis der Vorbenutzung strenge, an den Nachweis der Of­
fenkundigkeit dagegen nur sehr geringe Anforderungen zu 
stellen seien. Eine die Offenkundigkeit ausschließende Ge­
heimhaltung sei nur in solchen Völlen anzunehmen, in denen 
wirklich der vorbenutzte Gegenstand wirksam Außenstehenden 
gegenüber verborgen gewesen sei und für alle, die sich von 
ihm hätten Kenntnis verschaffen können, eine Geheimhal­
tungspflicht bestanden habe« Der Zeuge Wüflfe, der damalige 
Betriebsleiter bei der Firma D r . F M B ,  habe zwar erklärt, 
man könne das damalige Herstellungsverfahren schon als ein 
Betriebsgeheimnis bezeichnen; es sei v/ahrscheinlich, daß 
man den Kunden, denen man möglicherweise die Anlage gezeigt 
habe, gesagt habe» das sei Betriebsgeheimnis und sie sollten 
nicht darüber sprechen (Bd« II Bl« 230 GA). Aue dieser an 
sich recht unsicheren Aussage ergebe sich jedenfalls, daß 
nur diejenigen Kunden zur Geheimhaltung verpflichtet worden 
seien, denen die Anlage besonders gezeigt worden sei. Bao 
könnten aber bei weitem nicht alle Kunden gewesen sein, die 
das Fabrikgelände betreten hätten« Nach Schätzung des Zeu­
gen Wüfl^ seien damals wöchentlich etwa 2 bis 3 Kunden 
gekommen, die sich für Leichtbauplatten interessiert hät­
ten (Bl« 230 unten)« Biese seien auch schon mal in den 
Schuppen hineingelassen worden, in dem die Stapelpreese ge­
standen habe (Bl. 230 Abs.l). Sicherlich habe man nicht 
allenPersonen, die sich in dem Schuppen die Leichtbauplat­
ten angesehen hätten, auch die Stapelpresse vorgeführt, 
und sicherlich habe man auch nicht alle diese Personen zur 
Geheimhaltung verpflichtet. Bafür spreche vor allen auch
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die Erklärung des Zeugen Wüflfc, man habe wegen der Kennt- 
nisnahme durch die Kunden weniger Sorge gehabt, weil sie 
nicht Konkurrenz gewesen seien (Bl* 230 Abs.3 am Endo).
Bo habe danach jedenfalls die Möglichkeit für sachverstän­
dige Außenstehende bestanden, ohne Auferlegung einer Ge­
heimhaltungspflicht die Stapelpresse zu sehen und, da der 
Aufbau keineswegs kompliziert gewesen sei, sie sich so 
gut einzuprägen,daß ihnen ein Nachbau möglich gewesen wäre. 
Bas Berufungsgericht hat zu diesem Personenkreis auch den 
Konstrukteur S f l B I  gerechnet, dem nach seiner Erklärung 
nichts davon bekannt gewesen sei, daß Betriebsfremden eine 
Geheimhaltungspflicht hinsichtlich der Anlage auferlegt ge­
v/esen v/äre; auch ihn habe Br nicht zur Geheimhaltung
verpflichtet (Bl. 227)* Das erscheine durchaus glaubv/ürdig, 
da Br. in seiner eidesstattlichen Erklärung nichts
von einer Geheimhaltung erwähnt, sondern sogar ausdrücklich 
hervorgehoben habe, bei der Materialverladung u.ä. habe 
die im Betrieb befindliche Maschine ohne große Schwierigkei­
ten betrachtet werden können. Bas Schild "Unbefugten ist 
der Zutritt verboten" genüge nicht, um Betriebsfremde fom- 
zuhalten. Hätten aber, wie es hier der Pall gewesen sei, 
viele Außenstehende Zutritt zum Fabrikgelände, so dürften 
Gegenstände, um geheim zu bleiben, nicht frei sichtbar auf- 
gestellt werden, sondern cs müßten geeignete Vorkehrungen 
getroffen werden, um deren Besichtigung zu verhindern; der 
gelegentliche Hinweis, die Anlage sei ein Betriebsgeheim­
nis, genüge in solchem Falle nicht.

Bern Berufungsgericht kann zwar nicht in allen Einzel­
heiten seiner rechtlichen Würdigung des festgestelltcn Sach­
verhalts, wohl aber im Ergebnis beigetreten werden.



-  11 -

Der vom Berufungsgericht in rechtlicher Hinsicht voran­
gestellte "Grundsatz", daß zwar an den Nachweis der Vorbe­
nutzung strenge, an den Nachweis der Offenkundigkeit dagegen 
nur sehr geringe Anforderungen zu stellen seien, ist in die­
ser Norm zumindest mißverständlich« Ob eine offenkundige 
Vorbenutzung vorliegt, bedarf in jedem Pall einer besonders 
sorgfältigen Prüfung« Nach der Offenbarung brauchbarer Er­
findungen wird erfahrungsgemäß nicht selten von anderen Per­
sonen behauptet, schon Ähnliches gemacht zu haben« Es kommt 
darauf an, im einzelnen genau festzustellen, daß die hehre 
der angeneideten und geschützten Erfindung tatsächlich 
nicht nur bereits benutzt worden ist, sondern daß darüber 
hinaus die Allgemeinheit auch die Möglichkeit hatte, von 
dieser vorbenutzten hehre in einer die Nachbenutzung durch 
andere Sachverständige ermöglichenden Weise Kenntnis zu 
nehmen« Zur Substantiierung der Behauptung einer offenkundi­
gen Vorbenutzung gehören daher ganz konkrete Angaben über 
die näheren Umstände, aus denen sich nicht nur im einzolnon 
die Vorbenutzung - nach Art, Zeit und Ort -, sondern auch 
die Offenkundigkeit mit der Möglichkeit der Nachbenutzung 
durch andere.Sachverständige ergibt. Während der Nachweis 
der Vorbenutzung regelmäßig die Peststellung ganz bestimmter 
Tatsachen voraussetzt, aus denen sich im einzelnen die We­
sensgleichheit des vorbenutzten Gegenstandes mit den Merk­
malen der Erfindung ergeben muß, kommt es für die Feststel­
lung der Offenkundigkeit im wesentlichen darauf an, ob sich 
aus den gesamten Umständen des Einzelfalles nach der Lebens- 
erfahrung dor Schluß ziehen läßt, daß die Benutzung ,rdie 
nicht zu entfernte Möglichkeit eröffnet, daß beliebige Drit­
te und damit auch Sachverständige eine zuverlässige, aus­
reichende Kenntnis von dem Gegenstand erhalten, mag dies 
unmittelbar dadurch geschoben, daß ein unbegrenzter Personen-
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kreis die Benutzung wahrnimmt oder v/ahrnehmen kann, oder 
mittelbar dadurch, daß sie nur einzelne v/ahrnohmen, unter 
denen sich nicht zur Geheimhaltung verpflichtete Sachver­
ständige befinden oder bei denen die Möglichkeit besteht, 
daß ihre Kenntnis an beliebige Dritte weiterdringt" (oo 
BGH GRUB 1953, 3S4, 385 l.Sp. - Zwischenstecker - in Über­
einstimmung mit der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
RG GRUR 1942, 261, 264 r.Sp.; RGZ 16?, 339, 352). Für die 
Offenkundigkeit kommt es also nicht darauf an, ob tatsäch­
lich die Allgemeinheit und damit auch ein 11 anderer Sachver­
ständiger” von der Yorbenutzung Kenntnis erlangt und ein 
anderer Sachverständiger gar von der vorbenutzten Lehre Ge­
brauch gemacht hat. Es genügt vielmehr die Feststellung 
oiner "nicht zu entfernten Möglichkeit", daß beliebige Drit­
te und damit auch Sachverständige zuverlässige, ausreichen­
de Kenntnis von dem - mit dem Erfindungsgedanken nach dem 
Patent wesensgleichen - Gegenstand der Vorbenutzung erhal­
ten. Insoweit spielt bei der tatrichterlichen Würdigung, 
ob nach den Umständen des Einzelfalles Offenkundigkeit und 
Nachbenutzungsmöglichkeit gegeben sind, die Lebenserfahrung 
eine ungleich wichtigere Rolle, als dies bei der Feststel­
lung der Vorbenutzung als solcher der Fall sein könnte. 
Hieraus kann aber nicht der Schluß gezogen werden, daß 
"an das Tatbestandsmerkmal der Offenkundigkeit nur sehr 
geringe Anforderungen zu stellen seien"; dem Berufungsge­
richt kann nicht gefolgt werden, wenn es meint, sich für 
diese Auffassung beispielsweise auf die Entscheidungen 
BGH GRUR 1953, 384 - Zwischensteolcer; 1956, 73 - Kalifor- 
nia-Schuh; 1956, 208 - Handschuh, beziehen zu können.

Auf Grund der Beweisaufnahme hat das Berufungsgericht 
festgestellt, daß in den Jahren 1946 bis 1950 wöchentlich
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etwa 2 bis 3 Kunden, die sich für Leichtbauplatten interes­
siert hätten, in den Betrieb der Firma Dr.Ffll^ in 
gekommen und daß diese Kunden "auch schon mal in den Schup­
pen hineingelassen(( worden seien, in dem die Stapelpresse 
stand. Festg03teiltermaßen ist nicht allen Kunden, die sich 
in dem Schuppen aufgehalten und hier die Stapelpresse ge­
sehen haben, eine Geheimhaltungspflicht auferlegt worden.
Wie das Bex’ufungsgericht unter Hinweis auf die SntScheidung 
UFA MuW 1933, 531 rechtsirrtumefrei ausführt, wird eine sol­
che Geheimhaltungspflicht nicht etwa bereits dadurch be­
gründet, daß die Tür zu dem Schuppen mit einem Schild "Unbe­
fugten ist der Zutritt verboten" versehen war. Hatten trots 
eines solchen Verbotsschildes Betriebsfremde, hier die Kun­
den, Gelegenheit, den Schuppen zu betreten, so hätte es 2ur 
Geheimhaltung der aufgestellten Maschine besonderer geeigne­
ter Vorkehrungen bedurft, um die Besichtigung zu verhindern 
(RPA Mitt. 1917* 7). Das ist aber im vorliegenden Fall nicht 
geschehen. Die Stapelpresse war vielmehr frei sichtbar auf­
gestellt. Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
sind nur solche Kunden, denen man diese Vorrichtung beson­
ders vorgeführt und erklärt hat, gelegentlich darauf hinge­
wiesen worden, daß es sich um ein Betriebsgeheimnis der 
Firma handele. Abgesehen davon, daß bereits nach der Fest­
stellung des Berufungsgerichts nicht alle diese Kunden 
zur Geheimhaltung verpflichtet worden sind, steht nach dem 
Berufungsurteil aber weiter fest, daß alle übrigen Kunden, 
die Gelegenheit hatten, die Stapelpresse im Schuppen ohne 
besondere Vorführung und Erklärung zu sehen, ebenfalls 
nicht zur Geheimhaltung verpflichtet worden sind. Für die­
se Feststellung hat sich das Berufungsgericht vor allem 
auf die Erklärung des Betriebsleiters bezogen, man
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habe wegen der Kenntnisnahme durch die Kunden weniger Sor­
ge gehabt, weil sie nicht Konkurrenz gewesen seien. Auch 
der Betriebsinhaber Br, habe, so führt das Berufungs­
gericht weiter aus, in seiner eidesstattlichen Erklärung 
nichts von einer Geheimhaltung erwähnt, sondern sogar aus­
drücklich hervorgehoben, bei der Materialverladung u.ä, 
habe die im Betrieb befindliche Maschine ohne große Schwie­
rigkeiten von Kunden betrachtet v/erden können. Hiernach 
steht fest, daß jedenfalls Kunden, also betriebsfremde Per­
sonen, die Stapelpresse im Schuppen ohne Geheimhaltungs­
pflicht sehen konnten. Gegen diese tatsächliche Feststel­
lung werden von der Revision keine Verfahrensrügen erhoben. 
Bic Revision will anscheinend auch nicht in Abrede stellen, 
daß insoweit eine "Offenkundigkeit" angenommen v/erden könne.

Bie Revision wendet sich aber gegen die weitere Fest­
stellung des Berufungsgerichts, daß "danach jedenfalls die 
Möglichkeit für sachverständige Außenstehende bestanden ha­
be, ohne Auferlegung einer Geheimhaltungspflicht die Stapel- 
presse au sehen und, da der Aufbau keineswegs kompliziert 
gewesen sei, sic sich so gut einzuprägen, daß ihnen ein 
Nachbau möglich gewesen sei". Bie Revision macht geltend, 
das Berufungsgericht habe hierbei verkannt, daß es sich boi 
den Kunden, die Gelegenheit hatten, die Stapolpresse zu 
sehen, nicht um "andere Sachverständige" im Sinne des § 2 
Satz 1 PatG gehandelt habe; als solche könnten nur die 
Hersteller von Leichtbauplatten und die Hersteller der hier­
für erforderlichen Vorrichtungen in Betracht kommen. Bei 
den Kunden habe es sich jedoch um Baumaterialienhändler 
oder Verbraucher gehandelt, die als Laien auf dem Gebiet 
der Technik des Herstellungsverfahrens und der Horstellungs-
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Vorrichtungen für Leichtbauplatten anzuschen seien« Pies 
habe das Berufungsgericht unter Verstoß gegen § 286 ZPO 
bei der Würdigung der Beweisaufnahme übersehen«

Per Revision ist zwar zuzugeben, daß es sich nach den 
vom Berufungsgericht getroffenen Feststellungen bei den 
Kunden der Firma Br.F^Hfe nicht eigentlich um "Sachver­
ständige” des hier einschlägigen Fachgebietes gehandelt 
hat« Im Ergebnis wird hierdurch jedoch die Anwendung des 
§ 2 Satz 1 PatG nicht berührt; denn keinesfalls hat es 
sich bei den Baustoffhändlern um "Laien" in dem Sinne 
gehandelt, daß die Möglichkeit einer Nachbenutzung durch 
"andere Sachverständige", wie die Revision meint, schlecht­
hin verneint werden müßte.

Nach den vom Berufungsgericht getroffenen Feststellun­
gen kann an sich davon ausgegangen werden, daß - nicht zur 
Geheimhaltung verpflichtete - Sachverständige unmittelbar 
keine Gelegenheit hatten, die Vorbenutzung wahrzunehmen.
Das Berufungsgericht hat zwar angenommen, daß zu dem Per- 
sonenkreio "anderer Sachverständiger" auch der Konstrukteur 
S f l H H H ß  gehöre; er habe glaubwürdig erklärt, ihm sei 
nichts davon bekannt gewesen, daß Betriebsfremden eine Ge­
heimhaltungspflicht hinsichtlich der Anlage auferlegt wor­
den sei, und auch ihm habe Pr* keine Geheimhaltungs­
pflicht auferlegt. Pemgegenüber weist aber die Revision 
mit Rocht darauf hin, daß die Geheimhaltungspflicht keiner 
ausdrücklichen Vereinbarung bedürfe, sondern daß auch ein 
stillschweigend zur Verschwiegenheit verpflichtendes Treu­
verhältnis eine Geheimhaltungspflicht begründe und daß ein 
derartiges Treu- oder Vertrauensverhältnis bei vertragli­
chen Beziehungen gegeben sein könne, z.B. beim Auftrag zwi-
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sehen ausführender Firma und dem an der Gestaltung des Ge­
genstandes mitwirkenden Auftraggeber. Die Revision macht 
geltend, das Berufungsgericht habe unter Verletzung von 
§ 286 ZPO nicht beachtet, daß ein derartiges Auftragsver­
hältnis zwischen der Firma 3)r. und dem Zeugen S(
bestanden habe, wie dessen Aussage vom 29* Oktober I960 er­
gebe (Bl. 226 GA). Nach dieser Aussage erhielt der Zeuge 

Ende 1943 von Br. F B I B  den Auftrag, eine Fer­
tigungsanlage für Leichtbauplatten zu konstruieren; er hat 
nach der Fertigstellung seinerzeit sämtliche Unterlagen und 
Zeichnungen über diese Anlage an B r . F p B P  auf dessen aus­
drückliches Verlangen übergeben. Hiernach bestehen zumin­
dest erhebliche Zweifel gegen die Annahme des Berufungsge­
richts, der Zeuge S B I H B  sei zur Geheimhaltung der von 
ihm im Aufträge des B r . F B ^ B  konstruierten Anlage nicht ver­
pflichtet gewesen. Indessen kann für die weitere rechtliche 
Würdigung des Sachverhalts zugunsten der Revision unter­
stellt werden, daß angesichts des Auftragsver­
hältnisses zu Br. F p | B  zur Geheimhaltung verpflichtet war. 
Baß S f l H P  die Konstruktion der Stapolpresse trotzdem 
dritten Personen - unter Bruch der Geheimhaltungspflicht - 
zur Kenntnis gebracht hätte, hat die Beklagte nicht behaup­
tet. Für die Entscheidung ist mithin davon auszugehen, daß 
es sich bei den nicht zur Geheimhaltung verpflichteten Per­
sonen, die die Stapelpresse im B B H H B  Betrieb besichtigen 
konnten, nur um Kunden (Baustoffhändler und sonstige Ver­
braucher) handelte. Bie Revision weist unter Bezugnahme auf 
die Entscheidung des Reichsgerichts in GRUR 1925 S. 125 r.Sp, 
mit Recht darauf hin, daß in einem derartigen Fall eine 
neuheitsschädliohe Vorwegnahme nur dann für vorliegend erach­
tet werden kann, wenn zumindest eine gewisse Wahrscheinlich-
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keit dafür dargetan wird, daß die Vorbenutzung durch die 
nicht zur Geheimhaltung verpflichteten "Laien” sur Kenntnis 
fachmännischer Kreise gelangen konnte (ebenso bereits 
Pietzcker Anm. 35 zu § 2 PatG, worauf auch die Revision 
in anderem Zusammenhang hingewiesen hat)*

Der Revision kann jedoch nicht gefolgt werden, wenn eie 
meint, es widerspreche jeder Lebenserfahrung, daß ein Bau­
stoffhändler, der die Stapelpresse in gesehen habe,
in der Lage gewesen sei, sie selbst nachzubenutzen oder 
anderen die nötige Anleitung zur Hachbenutzung zu vermit­
teln. Wie das Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß festge­
stellt hat, war der Aufbau der Presse keineswegs kompli~ 
ziert (BTT S. 15/14, 16 Mitte). Aus der vom Zeugen 
überreichten Fotografie (Hülle Bl. 222) ist das wichtigste 
Merkmal, die freie Zugänglichkeit des ganzen Stapels, die 
das Umgürten und Wegschaffen desselben ermöglichte, klar 
zu ersehen. Daß unter den Kunden der Firma Dr. ein
erhebliches Interesse für die Art der Herstellung der Leicht­
bauplatten vorhanden war, wird durch den festgestellten 
Sachverhalt bestätigt, wonach die Betriebsleitung wieder­
holt interessierten Kunden auch die Stapelvorrichtung 
vorgeführt und erläutert hat. Bei fachkundigen Baustoff- 
handlern ist im übrigen bereits nach der Lebenserfahrung 
ohne weiteres soviel Interesse und Verständnis für die 
Art und V/eise der Herstellung von Leichtbauplatten und 
für die vorhandenen Maschineneinriohtungen vorauszusetzen, 
daß sie in der Lage waren, die nach Aufgabe und Lösung 
erfindungsv/esentliehen Merkmale der verhältnismäßig ein­
fach aufgebauten Stapelpresse zu erkennen und sie ”ande~ 
ren Sachverständigen” mitzuteilen, so daß diese die Mög- 
lichkeit des Nachbuues gehabt hätten. Die Baustoffhandler
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atehen erfahrungsgemäß regelmäßig mit verschiedenen Liefer­
werken in Geschäftsbeziehungen, so daß es für sie auch kei­
neswegs fernliegen kann, über in einem Werk gemachte Be­
obachtungen mit dem Inhaber eines anderen Werks zu spre­
chen. Hierfür besteht sogar eine gewisse Wahrscheinlich­
keit, wenn das fachliche und geschäftliche Interesse be­
rücksichtigt wird, das die Baustoffhändler bereits wegen 
der rechtzeitigen und qualitätsmäßig einwandfreien Belie­
ferung durch die verschiedenen Werke an deren Leistungs­
fähigkeit und daher auch an deren Herstellungsverfahren 
und maschinellen Ausrüstungen haben. Der Baustoff handler 
ist zwar an sich nicht Fachmann auf dem Gebiet der Blatton- 
herStellung und der Herstellung der hierfür erforderlichen 
Maschinen; er hat aber, obwohl er insoweit keine spezielle 
technische Vorbildung besitzt, anders als ein außenstehen­
der Privatmann und völlig uninteressierter '‘Laie", der mit 
dem Fachgebiet nichts zu tun hat, immerhin die Fähigkeit, 
daß er die Beschaffenheit, die Zweckbestimmung und die 
zur Erreichung des Zwecks angewandten maschinellen Mittel 
ohne Schwierigkeit erkennen und Sachverständigen schildern 
kann (vgl. RG GRGR 1942, 261, 264 r.Sp.). Lies ergibt sich 
auf Grund des vom Berufungsgericht festgestellten Sachver­
halts nach der Lebenserfahrung, so daß es insoweit einer 
Aufhebung des Berufungsurteils und einer Zurttckverv/oisung 
zum Zwecke der erneuten tatrichterlichen Würdigung nicht 
mehr bedurfte.
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Nach alledem war die Revision mit der Kostenfolge 
ans § 97 ZBO surückzuweisen.

Rr. Nastelski Bock Löscher Spengler Claßen
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